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Máximo Kirchner tritt zurück
Rücktritt vom Fraktionsvorsitz aus Protest gegen IWF-Abkommen
Máximo Kirchner in der Deputiertenkammer. (Foto: hcdn.gob.ar)
Buenos Aires (AT/mc) - Die Nachricht schlug am Montag ein wie eine Bombe: Máximo Kirchner kündigte an, von seinem Posten als Fraktionsvorsitzender des Regierungsbündnisses „Frente de Todos“ (FdT) zurücktreten zu wollen. Seine Entscheidung begründete Kirchner damit, die angewendete Strategie bei den Verhandlungen mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF) und die dabei erzielten Ergebnisse nicht mittragen zu wollen.
Der 44-Jährige beklagte sich, dass an den Verhandlungen lediglich das Wirtschaftskabinett der Regierung beteiligt gewesen sei. Er selber habe Präsident Alberto Fernández stets klar gemacht, dass er ein Abkommen mit dem IWF, wie das jetzt erzielte, nicht unterstützen werde. Kirchner erklärte zugleich, dass er Mitglied der Regierungsfraktion bleiben werde. Es sei aber besser, von deren Spitze abzutreten, damit Fernández einen Nachfolger suchen könne, der an das Abkommen mit dem IWF glaube.
Neuer Mann an der Fraktionsspitze wird nun Germán Martínez, wie der Staatschef am Dienstag bekannt gab. Der 46-jährige Politikwissenschaftler aus der Provinz Santa Fe sitzt seit 2019 als Deputierter im Kongress. Politisch definiert sich Martínez als „Peronist und Kirchnerist“.
Kirchner hingegen wollte den Weg der Einigung mit dem IWF nicht mitgehen. Seiner Ansicht nach habe der Fonds bei den Verhandlungen gezeigt, dass es ihm nicht um Sachargumente gehe, sondern darum, mit Gewalt seine Ziele durchzusetzen. „Wenn ich sehe, wie es dem Fonds immer Anliegen ist, Ausgaben zu kürzen, könnte er selbst ja mal damit beginnen, teure Ökonomen einzusparen. Schließlich ist es für das, was sie machen, völlig ausreichend, Leute einzustellen, die wissen, wie man Druck ausübt und denjenigen die Hölle anzudrohen, die nicht machen wollen, was der Fonds wünscht“, so Kirchner polemisch.
Präsident Fernández erklärte am Montag gegenüber dem TV-Sender C5N, Kirchner habe ihn über seine Rücktrittsabsicht informiert, die er selber nicht für notwendig gehalten habe. Kirchner habe des Weiteren erzählt, dass seine Mutter, Vizepräsidentin Cristina Fernández de Kirchner, den Rücktritt ihres Sohns vom Fraktionsvorsitz nicht befürwortet habe. Bislang hat es keine offizielle Erklärung der Vizepräsidentin dazu gegeben. Sie selbst stand dem IWF stets sehr kritisch gegenüber.
„Cristina hat eine differenziert Sichtweise auf das IWF-Thema. Aber der Präsident bin ich - und es gibt den Punkt, an dem ich Entscheidungen treffen muss. Ich bin überzeugt, dass wir mit dem Abkommen den richtigen Weg beschreiten“, so der Staatschef.
Einen Bruch seiner Regierungsallianz fürchtet er indes nicht. Es gebe lediglich unterschiedliche Befürchtungen, was das Abkommen an sozialen Einschnitten mit sich bringen könnte.
Fernández hatte die Einigung mit dem IWF am vorigen Freitag bekannt gegeben und dabei erklärt, dass diese Argentinien nicht zu Kürzungen der Sozialausgaben und Investitionen oder zu einer Abwertung des Peso verpflichte. Nach Anhaben des IWF sollen allerdings die Energiesubventionen gekürzt und die Finanzierung der Staatsausgaben über die Notenpresse reduziert werden. Außerdem soll die Inflation von derzeit rund 50 Prozent deutlich gesenkt werden. Im Gegenzug wird Argentinien mehr Zeit für die Rückzahlung der Schulden eingeräumt.
Lateinamerika
Betancourt kandidiert
Rennen um Präsidentenamt: Ex-FARC-Geisel Betancourt verlässt Bündnis
Ingrid Betancourt. (Foto: dpa)
Bogotá (dpa) - 20 Jahre nach ihrer Entführung will die langjährige Geisel der linken Guerrilla-Organisation FARC, Ingrid Betancourt, als eigenständige Kandidatin ins Rennen um die Präsidentschaft in Kolumbien gehen. «Wir haben beschlossen, die Koalition zu verlassen und unseren unabhängigen Weg zur Präsidentschaft der Republik einzuschlagen», hieß es in einem Tweet Betancourts am Samstag (Ortszeit). «Ich werde Kandidatin für die Partei ‚Verde Oxígeno` (Grüner Sauerstoff) sein.» Betancourt hatte die erste grüne Partei Kolumbiens 1998 selbst gegründet.
Erst vor rund zehn Tagen hatte sie angekündigt, sich bei den Wahlen im Mai noch einmal um das Präsidentenamt in Kolumbien bewerben zu wollen und an der interparteilichen Vorausscheidung des Bündnis Centro Esperanza teilzunehmen.
Die damalige Präsidentschaftskandidatin der Grünen war 2002 von der FARC entführt worden und hatte sich sechs Jahre in der Gewalt der Guerrilla-Organisation befunden, bevor die Armee sie befreite. Während des jahrzehntelangen bewaffneten Konflikts zwischen Regierung, Guerrilla und Paramilitärs in dem südamerikanischen Land verschleppten die FARC-Rebellen Tausende Menschen, um mit den Lösegeldern ihren bewaffneten Kampf gegen den Staat zu finanzieren. Über 500 Menschen kamen nach Angaben der kolumbianischen Generalstaatsanwaltschaft in der Geiselhaft der Rebellen ums Leben.
Die FARC und die kolumbianische Regierung legten den Bürgerkrieg mit rund 220 000 Toten und Millionen Vertriebenen 2016 mit einem Friedensvertrag bei.
Lateinamerika
Kontinent in Kürze
PARAGUAY
Angriff auf Musikfestival
San Bernardino - Bei einem Angriff auf ein Musikfestival in Paraguay sind zwei Menschen ums Leben gekommen. Vier weitere wurden verletzt, als die Täter am Sonntagabend während eines Konzerts in der Stadt San Bernardino das Feuer eröffneten, wie das Innenministerium des Landes mitteilte. Die Ermittler gingen davon aus, dass es sich um einen gezielten Anschlag auf eines der Todesopfer handelte. Die zweite Tote, Frau eines Profi-Fußballers und Influencerin, war offenbar in die Schusslinie geraten. Der Hintergrund des Anschlags war zunächst unklar. Beamte einer Einheit für organisiertes Verbrechen übernahmen die Ermittlungen, wie die Staatsanwaltschaft mitteilte. In Paraguay sind eine Reihe von kriminellen Organisationen aktiv. Vor allem Banden aus Brasilien sind in dem Nachbarland in den Drogenhandel verwickelt.
PERU
Sanktionen gegen Repsol
Lima - Nach der verheerenden Ölpest an der Küste Perus darf die Raffinerie La Pampilla nördlich der Hauptstadt Lima vorerst keinen Kraftstoff mehr verladen. Die Anlage des spanischen Energiekonzerns Repsol dürfe weder Rohöl empfangen, noch Treibstoff auf Tanker verladen, teilte das Umweltministerium des Landes am Montag mit. Das Unternehmen habe nach dem schweren Unfall beim Beladen eines Tankers am 15. Januar weder eine Garantie zur Verhinderung eines neuen Unglücks gegeben noch einen klaren Plan zur Säuberung der Strände vorgelegt. Repsol wies die Vorwürfe zurück. „Das Unternehmen teilt die Auffassung nicht und hält das Dekret für unverhältnismäßig und unangemessen“, teilte der Ölkonzern mit.
PERU
Kabinettsumbildung
Lima - Perus Präsident Pedro Castillo hat die dritte Regierungsumbildung in rund sechs Monaten angekündigt. Er habe sich entschlossen, das Kabinett zu erneuern und ein neues Team zu bilden, schrieb der Linkspolitiker am Montag bei Twitter. Angaben zu Zeitpunkt und Zusammensetzung der neuen Regierung gab es zunächst nicht. Nahezu zeitgleich wurde bekannt, dass Kabinettschefin Mirtha Vásquez bei Castillo ihren Rücktritt eingereicht hat. Es sei unmöglich gewesen, Übereinstimmungen zum Wohle des Landes zu erzielen, schrieb sie bei Twitter. Bereits am Freitag hatte Innenminister Avelino Guillén seinen Rücktritt eingereicht. Dies löste laut einem Bericht der Zeitung „El Comercio“ die aktuelle Regierungskrise in dem südamerikanischen Land aus.
ECUADOR
Tote nach Erdrutsch
Quito - Bei einem Erdrutsch in Ecuadors Hauptstadt Quito sind nach offiziellen Angaben mindestens 21 Menschen ums Leben gekommen. Fünf Menschen wurden noch vermisst, wie die Stadtverwaltung am Montag mitteilte. Zudem seien 47 Menschen verletzt worden, als gewaltige Regenfälle einen Erdrutsch im westlichen Stadtteil La Gasca auslösten. Demnach hatten sich in der Bergschlucht El Tejado Wassermassen aufgestaut und dann Steine und Schlamm ins Rutschen gebracht. Im betroffenen Stadtteil laufe der Hilfs- und Rettungseinsatz mit schwerem Gerät, hieß es. Familien, deren Häuser zerstört wurden, seien in Notunterkünfte gebracht worden.
BOLIVIEN
Gewalt gegen Frauen
La Paz - Nach dem Protest Hunderter Frauen gegen Gewalt und Femizide in verschiedenen Städten Boliviens hat der bolivianische Präsident angekündigt, eine Kommission zur Aufarbeitung von Vergewaltigungsfällen und Femiziden einzusetzen. „In Anbetracht der besorgniserregenden Situation und des Verhaltens von Richtern und Justizmitarbeitern haben wir die Einsetzung einer Kommission zur Aufarbeitung von Vergewaltigungsfällen und Femiziden angeordnet, in denen die Verurteilten entlassen wurden“, schrieb Luis Arce auf Twitter am Dienstag. Die Kommission müsse die Ergebnisse innerhalb von 120 Tagen vorlegen. Die Bildung einer solchen Kommission war eine der Forderungen der Demonstrantinnen gewesen.
MEXIKO
Weiterer Journalist getötet
Zitácuaro - In Mexiko ist im Januar ein vierter Journalist getötet worden. Roberto Toledo wurde am Montag in der Stadt Zitácuaro von drei Personen angegriffen und erschossen, wie Armando Linares, der Chef des lokalen Nachrichtenportals „Monitor Michoacán“, für das Toledo arbeitete, in einem Video auf Facebook mitteilte. Mitarbeiter des Onlineportals aus dem westmexikanischen Bundesstaat Michoacán erhielten schon seit Monaten Drohungen, sagte Linares. Toledo sei wegen Enthüllungen von „Monitor Michoacán“ über Korruption in der Politik ermordet worden. Die Regierung verurteile die Tat, schrieb ein Sprecher des Präsidialamtes auf Twitter. Mexiko war 2021 nach Angaben der Organisation Reporter ohne Grenzen zum dritten Jahr in Folge das gefährlichste Land für Journalisten. (dpa/mc)
Internationale Politik
Russland verbietet Deutsche Welle
Auslandssender muss Moskauer Büro schließen
Das russische Außenministerium hat die Schließung des Deutsche Welle-Büros in Moskau verfügt. (Foto: dpa)
Moskau (dpa/wvg) - Russland hat der Deutschen Welle, dem Auslandssender der Bundesrepublik Deutschland, ein Sendeverbot erteilt. Zudem verfügte das russische Außenministerium am Donnerstag die Schließung des Korrespondentenbüros in Moskau und den Entzug der Akkreditierungen der Journalisten. Damit reagierte Moskau auf ein Sendeverbot des deutschsprachigen Programms seines Staatssenders RT DE.
Die Deutsche Welle (DW), die in Russland seit 2005 Sendelizenzen hat, protestierte gegen die „Überreaktion“ der russischen Regierung und kündigte rechtliche Schritte an. Das Vorgehen des Außenministeriums in Moskau belastete die ohnehin gespannten Beziehungen zwischen Berlin und Moskau weiter.
DW-Intendant Peter Limbourg sagte einer Mitteilung zufolge: „Wir werden hier in einer Weise zum Spielball gemacht, wie es Medien nur in Autokratien erfahren müssen.“ Der Sender sprach von einer „absurden Reaktion“. „Bis uns die Maßnahmen offiziell zugestellt werden, berichten wir weiter aus unserem Büro in Moskau“, sagte Limbourg weiter.
Die Staatsministerin für Kultur und Medien, Claudia Roth, bezeichnete das DW-Sendeverbot als „in keiner Weise hinnehmbar“. Während RT DE ohne Lizenz sende und keine Zulassung beantragt habe, werde DW nun eine vorhandene Lizenz entzogen. Die Deutsche Welle sei zudem staatsfern organisiert. Der deutsche Staat nehme keinen Einfluss auf die Programmgestaltung.
DW hat nach eigener Darstellung in Russland ihre Lizenzen für ihre Fernsehsender DW English bis 2025 und DW Deutsch bis 2027, die über Astra-Satelliten ausgestrahlt werden. Im deutschen Programm gibt es demnach auch ein Fenster in russischer Sprache mit insgesamt 18 Stunden pro Woche.
In Deutschland hatten die Regulierer der zuständigen Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK) bei den Medienanstalten die Veranstaltung und die Verbreitung des Fernsehprogramms RT DE untersagt. Als Grund für das am Mittwoch veröffentlichte Verbot wurde das Fehlen einer Sendelizenz angeführt.
Das russische Außenministerium sprach lediglich von einer „ersten Etappe“. Dazu gehöre auch ein Verfahren, um die Deutsche Welle zum „ausländischen Agenten“ zu erklären. Zudem sollten Vertreter staatlicher und gesellschaftlicher Strukturen der Bundesrepublik, die mitgewirkt hätten an dem Vorgehen gegen RT DE, auf eine schwarze Liste kommen. Die Aufgelisteten könnten künftig nicht mehr nach Russland einreisen.
Der Kreml kritisierte dessen ungeachtet die Entscheidung zu RT DE. „Die Situation ist vollkommen klar: Einem russischen Massenmedium, ich würde sogar sagen, einem internationalen Massenmedium, wird die Ausstrahlung in Deutschland verboten. Das ist nichts anderes als ein Anschlag auf die Freiheit des Wortes“, sagte Sprecher Dmitri Peskow. Das russische Außenministerium kündigte weitere Schritte an. So wurden die Vertreter deutscher Medien in Moskau aufgefordert, bis kommenden Dienstag darüber zu informierten, ob sie auf direktem oder indirektem Weg - etwa über Werbung - Geld vom deutschen Staat erhalten.
Internationale Politik
US-Spezialkräfte in Syrien
IS-Anführer bei Anti-Terror-Einsatz getötet
US-Präsident Biden verfolgte den Einsatz live aus dem Weißen Haus. (Foto: dpa)
Washington/Damaskus (dpa) - Im Schutz der Nacht haben Hubschrauber US-Spezialkräfte in den Nordwesten Syriens gebracht, um mit einem „unglaublich komplexen und hochriskanten Einsatz“ den Anführer der Terrormiliz Islamischer Staat (IS) zur Strecke zu bringen. So schilderte ein ranghoher Vertreter der US-Regierung am Donnerstag den Einsatz, bei dem Abu Ibrahim al-Haschimi al-Kuraschi zu Tode kam. US-Präsident Joe Biden und seine Stellvertreterin Kamala Harris verfolgten den Einsatz demnach live im Weißen Haus mit.
Das Vorgehen des US-Militärs auf seinen Befehl hin habe eine „große terroristische Bedrohung“ eliminiert und damit „die Welt zu einem sichereren Ort gemacht“, erklärte Biden. „Dank der Tapferkeit unserer Soldaten gibt es diesen Terrorführer nicht mehr“, sagte er. Al-Kuraschi habe sich und seine Familie angesichts der vorrückenden Soldaten in „einem finalen Akt von verzweifelter Feigheit“ in die Luft gesprengt, um nicht für seine Taten zur Rechenschaft gezogen zu werden, sagte Biden weiter. Der Einsatz in Syrien sende ein Signal an andere Terroristen auf der Welt, wo auch immer sie sich versteckten: „Wir sind hinter euch her und werden euch finden“, sagte Biden.
Über den nun getöteten IS-Anführer Al-Kuraschi war in der Öffentlichkeit nur wenig Privates bekannt. Der Mann soll ursprünglich aus der syrischen Stadt Aleppo stammen. Der US-Regierung zufolge war Al-Kuraschi 2014 einer der Hauptverantwortlichen für den Völkermord an der religiösen Minderheit der Jesiden im Nordwesten des Iraks und für die Versklavung Tausender jesidischer Mädchen als Kriegswaffe.
Bei dem Einsatz gegen Al-Kuraschi in der Region Idlib kamen Biden zufolge keine US-Soldaten zu Schaden. Nach Angaben der syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte wurden bei der mehrstündigen Luftlandeoperation insgesamt 13 Menschen getötet, unter ihnen auch vier Kinder. US-Angaben zufolge waren alle Opfer auf die Explosion und den Widerstand eines IS-Kämpfers und dessen Frau zurückzuführen. Das US-Militär machte zunächst keine Angaben zur Zahl der Todesopfer.
Biden betonte, er habe das Verteidigungsministerium „angewiesen, alle denkbaren Vorkehrungen zu treffen, um die Zahl der zivilen Opfer zu minimieren“. Er fügte hinzu: „Da wir wussten, dass sich dieser Terrorist bewusst mit Familien, darunter auch Kindern, umgeben hatte, haben wir uns für den Einsatz von Spezialkräften entschieden, was ein viel größeres Risiko für unsere eigenen Leute bedeutete, als ihn mit einem Luftschlag zu treffen.“
Im Bürgerkriegsland Syrien kämpft eine Militärkoalition unter Führung der USA gegen die Terrormiliz Islamischer Staat (IS). Der IS hatte im Sommer 2014 große Gebiete im Norden des Irak in seine Gewalt gebracht. Kurz darauf riefen die Dschihadisten ein Kalifat aus, zu dem auch Regionen im Nachbarland Syrien gehörten. Militärisch wurde die Terrormiliz im März 2019 besiegt. Sie ist jedoch weiter in beiden Ländern aktiv und verübt immer wieder Anschläge.
Internationale Politik
Weltnachrichten
RUSSLAND
Warnung
Moskau/Kiew - Trotz einer Politik der „offenen Türen“ der Nato besteht der russische Präsident Wladimir Putin darauf, dass das Militärbündnis auf eine Aufnahme der Ukraine verzichtet. Putin sagte am Dienstag im Kreml, die Nato könne nach ihren Statuten weitere Mitglieder aufnehmen. „Sie kann, aber sie ist nicht verpflichtet.“ Die Ukraine strebt in das westliche Militärbündnis, weil sie sich von Russland bedroht fühlt. In Kiew stärkten der britische Premier Johnson und der polnische Ministerpräsident Morawiecki dem ukrainischen Präsidenten Selenskyj demonstrativ den Rücken. Putin warnte vor einer Kriegsgefahr in Europa, sollte die Ukraine Mitglied der Nato werden. Russland lehnt zudem eine Rückgabe der Schwarzmeer-Halbinsel Krim an die Ukraine kategorisch ab. Putin warnte diesbezüglich vor einem möglichen bewaffneten Konflikt des Militärblocks und der Nato um die Krim.
ITALIEN
Bestätigt
Rom - Sergio Mattarella ist erneut zum italienischen Staatsoberhaupt gewählt worden. Der 80-jährige Sizilianer erhielt am Samstag im achten Wahlgang 759 von 1009 möglichen Stimmen und damit deutlich mehr als die erforderliche absolute Mehrheit, wie der Präsident der Abgeordnetenkammer, Robert Fico, mitteilte. Vor der Präsidentenwahl war unklar, ob Mattarella eine zweite, sieben Jahre dauernde Amtszeit antreten würde. Erst im Laufe der sich seit Montag hinziehenden Wahl kam eine Wiederwahl Mattarellas als möglicher Ausweg für die Parteien infrage. Zuvor konnten sich die Parteien lange nicht auf einen Kandidaten oder eine Kandidatin einigen.
ISRAEL
Apartheid-Vorwürfe
London - Die Menschenrechtsorganisation Amnesty International wirft Israel im Umgang mit den Palästinensern das Verbrechen der Apartheid vor. Apartheid wird die Doktrin der Trennung einzelner ethnischer Bevölkerungsgruppen genannt, vor allem bis 1994 in Südafrika. „Wir haben festgestellt, dass Israels grausame Politik der Segregation, Enteignung und Ausgrenzung in all seinen kontrollierten Gebieten eindeutig Apartheid gleichkommt“, sagte die Generalsekretärin von Amnesty International, Agnès Callamard, am Dienstag einer Mitteilung zufolge. Israels Außenministerium wies die Kritik des Amnesty-Berichts zurück. Mit der Veröffentlichung messe die Organisation mit zweierlei Maß und benutze „Dämonisierung, um Israel zu delegitimieren. Dies sind genau die Zutaten, aus denen der moderne Antisemitismus besteht“.
NORWEGEN
Urteil
Oslo - Der Rechtsterrorist Anders Behring Breivik kommt in Norwegen nicht auf freien Fuß. Ein entsprechender Antrag des Utøya-Mörders auf Haftentlassung auf Bewährung wurde abgewiesen, wie das Bezirksgericht Telemark am Dienstag mitteilte. Der 42-Jährige will dagegen in Berufung gehen, wie sein Verteidiger mitteilte. Dem einstimmigen Urteil zufolge halten die Richter Breivik weiterhin für gefährlich. Er habe Verbrechen begangen, die in der norwegischen Rechtsgeschichte beispiellos seien und vertrete heute dieselben ideologischen Standpunkte wie 2011. Das Gericht habe keine Zweifel daran, dass er auch heute noch in der Lage sei, neue schwere Verbrechen zu begehen. Breivik hatte am 22. Juli 2011 bei mehreren Anschlägen insgesamt 77 Menschen ermordet.
PORTUGAL
Absolute Mehrheit
Lissabon - Bei der Neuwahl des Parlaments gelang der Sozialistischen Partei (PS) von Portugals Ministerpräsident António Costa wider Erwarten ein großer Triumph: Die eher sozialdemokratisch eingestellte PS errang mit 41,68 Prozent die absolute Mehrheit in der „Assembleia da República“ in Lissabon. Sie wird nach amtlichen Angaben mindestens 117 der insgesamt 230 Sitze besetzen. Es war erst das zweite Mal seit der Nelkenrevolution und der Rückkehr des Landes zur Demokratie 1975, dass die Sozialisten einen solchen Erfolg erzielten. Costa könnte mit weiteren vier Jahren zum Regierungschef mit der längsten Amtszeit werden. Großer Verlierer war sein Herausforderer Rui Rio von der konservativen PSD. Sie landete abgeschlagen bei nur 27,8 Prozent.
EUROPÄISCHE UNION
Klimafreundlich?
Brüssel - Investitionen in neue Gas- und Atomkraftwerke sollen in der Europäischen Union unter bestimmten Auflagen als klimafreundlich gelten. Trotz massiver Kritik nahm die Europäische Kommission am Mittwoch einen entsprechenden Rechtsakt an. Er bleibt sogar noch hinter einem ursprünglichen Entwurf zurück und lockert die Auflagen für Gaskraftwerke. Besonders Deutschland hatte darauf gepocht, die Kriterien für Gas flexibler zu gestalten. Hintergrund der Einstufung von bestimmten Gas- und Atomprojekten als nachhaltig ist die sogenannte Taxonomie der EU, eine Art Kompass für nachhaltige Finanzen. Sie soll Anleger dazu bringen, in klimafreundliche Technologien zu investieren. Der nun angenommene Rechtsakt sieht unter anderem vor, dass Gaskraftwerke unter Umständen länger höhere Anteile an verschmutzendem Erdgas nutzen könnten. (dpa/wvg)
Wirtschaft in Kürze
Geschäftsnachrichten
Mercedes Benz Camiones & Buses
Nachdem die deutsche Daimler Benz in zwei Unternehmen aufgeteilt wurde, von den eines, Mercedes Benz, Automobile und das andere, Daimler Trucks, Lastwagen und Omnibusse erzeugt, fand auch in Argentinien eine Spaltung statt. Das Unternehmen Mercedes Benz Camiones y Buses wurde von der traditionellen Mercedes Benz Argentina ausgegliedert. Mercedes Benz wird weiter den Sprinter in der Fabrik in Virrey del Pino erzeugen und sich mit dem Import von Automobilen und der Bedienung des Agenturennetzes befassen. Das Lastwagen- und Omnibusunternehmen wird auch die Fabrik in Virrey del Pino verwenden, die jedoch aufgeteilt werden muss. Die Leitung von Mercedes Benz Argentina entfällt auf Raul Barcesat, und die von Mercedes Benz Camiones y Buses auf Manuel Mantilla.
IVECO
Das Lastwagenunternehmen IVECO Argentina, Tochtergesellschaft der multinationalen IVECO, die von CNH Industrial getrennt wurde, wird jetzt auch in Argentinien unabhängig sein. CNH Industrial war 2014 gebildet worden, und wurde von der Fusion von FIAT und Chrysler ausgenommen. Die Kontrolle hat der FIAT-Konzern, wobei die IVECO-Fabrik neben der von FIAT in Ferreira, Córdoba, liegt. Das Unternehmen erzeugt außer schweren Lastwagen auch landwirtschaftliche Maschinen. IVECO Argentina war bei Lastwagen von über 16 Tonnen letztes Jahr führend. Das Unternehmen erzeugt auch Motore (über ihre Abteilung FPT Industrial), die 2021 zu 80% exportiert wurden.
Flybondi
Diese “Low Cost” Airline feierte am 26. Januar ihr vierjähriges Bestehen in Argentinien. Im Januar 2022 wurden Flüge von der Bundeshauptstadt bis Ushuaia eingeführt. Die fünfte Boeing 737-800 NG ist unlängst angekommen, und im Februar kommt eine sechste hinzu. Die Belegschaft beträgt jetzt 620 Personen, zu denen jetzt 100 und danach insgesamt 400 hinzukommen sollen.
Openbank
Diese digitale Bank, die zum Konzern der Bank Santander gehört, hat ihre Tätigkeit in Argentinien voll aufgenommen, nachdem bis zur Vorwoche noch eine Warteliste bestand, um sich anschließen zu können. Die Eintragung erfolgt entweder über die Webseite der Firma, oder über Mobiltelefon. Das erlaubt bis zu 5 Sparkonten, VISA-Karten, Verfügung über Bargeld über das Debin-System und unentgeltliche Abhebungen über das Banelco-Netz.
Santista
Dieses brasilianische Textilunternehmen, das in Argentinien eine Fabrik in Famaillá, Provinz Tucumán, betreibt, mit einem lokalen Partner, schreitet mit ihrem Investitionsprogramm von u$s 15,5 Mio. für ein Jahrfünft mit großen Schritten voran. Zunächst werden 22 Webstühle hinzugefügt, die zu den 30 hinzukommen, die 2021 gekauft wurden. Die Produktionskapazität wird dieses Jahr um 20% auf 3 Mio. Meter pro Monat erweitert. Das erlaubt, Importe zu ersetzten und gelegentlich auch zu exportieren.